
Muster 2: Dienstvertrag mit beherrschendem Gesellschafter-Geschäftsführer 

 

1. Beginn und Ende des Vertragsverhältnisses 

 

a) Dieser Vertrag beginnt am (…) und wird auf unbestimmte Dauer geschlossen. Er kann von 

jeder Partei mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt 

werden. 

b) Das Recht auf ordentliche Kündigung ist seitens der Gesellschaft für den Zeitraum ausge-

schlossen, in dem der Geschäftsführer Inhaber von Geschäftsanteilen der Gesellschaft ist, 

auch wenn die Beteiligung den bisherigen Umfang unterschreitet (Gesellschafter-Ge-

schäftsführer). 

c) Das Vertragsverhältnis endet außerdem: 

aa) spätestens mit dem Erreichen der Altersgrenze; das ist derzeit der Ablauf des Monats, 

in dem das (…) Lebensjahr vollendet wird, sowie 

bb) mit Ablauf des Monats, in dem eine potentielle volle Erwerbsminderung des Geschäfts-

führers i.S.d. § 43 Abs. 2 SGB VI durch Gutachten festgestellt wird. Die Gesellschaft 

kann auf eigene Kosten den Grad der Arbeitsunfähigkeit durch Einholung eines vertrau-

ensärztlichen Gutachtens ermitteln lassen, das für beide Vertragspartner verbindlich ist. 

 

2. Aufgabenbereich 

 

a) Der Geschäftsführer führt die Geschäfte der Gesellschaft selbstständig, verantwortlich und 

mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns im Rahmen des Gesellschaftsvertrages 

und nach Maßgabe der Beschlüsse der Gesellschafter. 

b) Sofern sich der Inhalt des Gesellschaftsvertrages und des Anstellungsvertrages widerspre-

chen sollten, gelten vorrangig die Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages. Der Ge-

schäftsführer hat den Weisungen der Gesellschafterversammlung und des Beirats Folge zu 

leisten. Die Gesellschaft kann eine Geschäftsordnung erlassen, die die weiteren Befugnisse 

und Pflichten des Geschäftsführers regelt. 

c) Die Befugnis zur Geschäftsführung umfasst die Vornahme aller Maßnahmen im Rahmen 

des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs der Gesellschaft. 

d) Zur Vornahme von Rechtsgeschäften, die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Ge-

sellschaft hinausgehen, muss die vorherige Zustimmung der Gesellschafterversammlung 

eingeholt werden, insbesondere für die durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 

über den Katalog zustimmungsbedürftiger Geschäfte genannten Maßnahmen. 

e) Der Geschäftsführer unterrichtet die Gesellschafterversammlung zeitnah, umfassend und 

kontinuierlich oder auf Ersuchen über Geschäftsverlauf, Planung und einzelne Vorgänge 

von besonderem Interesse. 

f) Soweit keine besonderen satzungsmäßigen Bestimmungen oder Anweisungen der Gesell-

schaft bestehen, gelten die folgenden Regelungen: 



aa) Der Geschäftsführer berichtet den Gesellschaftern regelmäßig vierteljährlich über den 

Gang der Gesellschaft. In Einzelfällen erfolgt die Unterrichtung auf besondere Anfor-

derung der Gesellschafterversammlung. Form und Inhalt der Berichte werden in einer 

besonderen Vereinbarung festgehalten. Der turnusmäßige Bericht zum 30. Juni eines 

jeden Jahres kann mit der Vorlage und Erläuterung zum Jahresabschluss des vorange-

gangenen Jahres verbunden werden, wenn zwischen der Vorlage des Jahresabschlus-

ses und dem 30. Juni weniger als zwei Monate liegen. 

bb) Im letzten Viertel eines jeden Jahres legt der Geschäftsführer der Gesellschafterver-

sammlung den Jahresfinanzplan für das folgende Jahr zur Genehmigung vor. Dieser 

Plan enthält eine detaillierte Kosten- und Erlösvorschau und einen Investitions- und 

Zahlungsplan. Aus ihm sind alle wesentlichen vorgesehenen oder zu erwartenden Ge-

schäftsvorgänge und Veränderungen unter Einschluss möglicher Alternativen ersicht-

lich. 

cc) Im Falle der Ablehnung des Finanzplans als Ganzes oder in Teilen hat der Geschäfts-

führer in angemessener Frist einen aufgrund der Vorschläge der Gesellschafterver-

sammlung überarbeiteten Finanzplan vorzulegen. Beginnt das Geschäftsjahr ohne ge-

nehmigten Finanzplan, führt der Geschäftsführer die Geschäfte im bisher üblichen 

Rahmen. 

 

3. Vergütung 

 

a) Der Geschäftsführer erhält ein monatliches Grundgehalt in Höhe von (…) €, zahlbar jeweils 

am Monatsende. 

b) Der Geschäftsführer erhält neben seinem Grundgehalt eine Tantieme in Höhe von (…) % 

des laut Steuerbilanz nach Verrechnung mit Verlustvorträgen und vor Abzug der Körper-

schafts- und Gewerbesteuer sowie der Tantieme selbst verbleibenden Gewinns. Im Rahmen 

der Verrechnung sind auch Verlustvorträge vorangegangener Jahre einzubeziehen, soweit 

der Geschäftsführer für diese zumindest mitverantwortlich ist. Der Berechnung der Tanti-

eme ist ein durchschnittlich zu erwartender Jahresgewinn in Höhe von (…) € zu Grunde 

gelegt. Der Höchstbetrag der Tantieme beträgt (…) €. Die Tantieme ist mit der Feststellung 

des Jahresabschlusses durch die Gesellschafterversammlung fällig. Wird das Anstellungs-

verhältnis während des Geschäftsjahres beendet, steht dem Geschäftsführer ein Anspruch 

auf eine anteilige Tantieme zu 

c) Bei Arbeitsunfähigkeit (Krankheit) erhält der Geschäftsführer für die Dauer von 12 Mona-

ten die Bezüge nebst Nebenleistungen weiter vergütet. Unfallbedingte Ausfallzeiten gelten 

nicht als Krankheit für einen Anspruch auf eine Gehaltsfortzahlung. 

 

4. Dienstwagen 

 

Für die Dauer des Anstellungsverhältnisses wird dem Geschäftsführer ein Dienstwagen der 

Marke (…), Typ (…) zur Verfügung gestellt, der auch für Privatfahrten genutzt werden darf. 

Die Gesellschaft wird das Fahrzeug leasen. Betriebs- und Unterhaltungskosten einschließlich 

der Treibstoffkosten trägt die Gesellschaft. Den geldwerten Vorteil für die Benutzung zu 



Privatfahrten hat der Geschäftsführer zu versteuern. Bei Beendigung des Anstellungsvertrages 

ist der Geschäftsführer zur Herausgabe des Dienstwagens verpflichtet. 

 

5. Pensionszusage 

 

a) Beitragshöhe und Durchführungsweg 

Der Geschäftsführer erhält ab dem (…) eine beitragsorientierte Direktversicherungszusage. 

Die Pensionszusage wird über die (…)-Lebensversicherungs AG durchgeführt. Der monat-

lich an die (…)-Lebensversicherungs AG zu zahlende Beitrag beläuft sich auf (…) €. Der 

anfänglich vereinbarte Betrag wird jährlich mit 1 % Dynamik ausgestattet. Der Geschäfts-

führer erklärt sich mit dem Abschluss einer Versicherung auf sein Leben gemäß § 150 VVG 

einverstanden. 

b) Geltung der Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen 

Dem Geschäftsführer werden Leistungen der Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenver-

sorgung zugesagt. Art und Umfang der Versicherungsleistungen sowie Voraussetzungen 

für die Inanspruchnahme der Versicherungsleistungen ergeben sich aus den jeweiligen All-

gemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen der für den Geschäftsführer abge-

schlossenen Versicherung und den nachfolgenden Vereinbarungen. 

c) Verwendung der Überschussanteile 

Die Überschussanteile werden zur Erhöhung der Versicherungsleistungen verwendet. 

d) Unwiderruflichkeit des Bezugsrechts; Hinterbliebene 

Dem Geschäftsführer wird ein unwiderrufliches Bezugsrecht auf alle Versicherungsleistun-

gen eingeräumt. Werden Versicherungsleistungen aufgrund des Todes des Geschäftsführers 

fällig, sind folgende Personen bezugsberechtigt: 

- Der zum Todeszeitpunkt mit dem Geschäftsführer in gültiger Ehe lebende Ehegatte; 

- Falls nicht vorhanden, der Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft i.S.d. Le-

benspartnerschaftsgesetzes (LPartG); 

- Falls nicht vorhanden, die Kinder des Geschäftsführers i.S.d. § 32 Abs. 3 und Abs. 4 

Satz 1 Nr. 1 bis 3 EStG; 

- Falls nicht vorhanden, der vom Geschäftsführer vor Eintritt des Versicherungsfalles 

der Lebensversicherung namentlich benannte Lebensgefährte, der die in den Versiche-

rungsbedingungen genannten Leistungsvoraussetzungen erfüllt, 

- Falls nicht vorhanden, der vom Geschäftsführer vor Eintritt des Versicherungsfalles 

der Lebensversicherung namentlich benannte gleichgeschlechtliche Lebenspartner ei-

ner nicht eingetragenen Lebenspartnerschaft, der die in den Versicherungsbedingungen 

genannten Leistungsvoraussetzungen erfüllt. 

Sämtliche Bezugsrechte sind nicht übertragbar und nicht beleihbar. 

e) Vorzeitige Beendigung des Dienstverhältnisses 

Bei Vorzeitiger Beendigung des Dienstverhältnisses verfällt die Versorgungsanwartschaft, 

soweit die Unverfallbarkeitsfrist des § 1b Abs. 3 BetrAVG nicht erfüllt ist. Scheidet der 



Geschäftsführer vor Eintritt des Versorgungsfalls aus den Diensten der Gesellschaft aus, 

erklärt die Gesellschaft bereits jetzt, dass die Versorgungsansprüche aus der Zusage auf die 

Leistungen begrenzt sind, die aufgrund der Beitragszahlung aus dem für den Geschäftsfüh-

rer abgeschlossenen Versicherungsbetrag fällig werden (§ 2 Abs. 3 Satz 2 BetrAVG). Et-

waige Beitragsrückstände werden innerhalb von drei Monaten seit dem Ausscheiden aus-

geglichen. Die Versicherung wird unverzüglich nach dem rechtlichen Ende des Dienstver-

hältnisses auf den Geschäftsführer übertragen und kann von ihm als Einzelversicherung 

nach dem hierfür im Zeitpunkt des Ausscheidens vorhandenen Tarif gegen laufende Bei-

tragszahlung bei der Lebensversicherung fortgeführt werden, soweit sie nicht bereits ausfi-

nanziert ist. Die Leistungen aus diesen Beiträgen werden jedoch von dieser Zusage nicht 

umfasst. Nach dem Ausscheiden sind eine Abtretung, Beleihung und ein Rückkauf der über-

tragenen Versicherung durch den Geschäftsführer gemäß § 2 Abs. 3 Satz 3 i.V.m. Abs. 2 

Sätze 5 und 6 BetrAVG insoweit unzulässig, als die Versicherung auf von der Gesellschaft 

in der Eigenschaft als Versicherungsnehmer gezahlten Beiträgen beruht. 

f) Vorzeitige Altersrente 

Nimmt der Geschäftsführer die vorgezogene Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung als Vollrente in Anspruch und verlangt er vorzeitig eine betriebliche Altersrente 

gemäß § 6 BetrAVG, vermindert sich die Versicherungsleistung nach versicherungsmathe-

matischen Grundsätzen. 

 

6. Nebenleistungen 

 

a) Die Parteien sind sich einig, dass die Vergütung sämtliche Aufwendungsersatzansprüche 

abdeckt. § 670 BGB wird einvernehmlich und vollumfänglich abbedungen. Hiervon sind 

ausgenommen Kosten für Dienstreisen, insbesondere Übernachtungskosten, Kosten für die 

Bewirtung von Geschäftspartnern sowie Reisekosten für Flüge oder Bahnfahrten. Der Ge-

schäftsführer ist berechtigt, bei Bahnfahrten die erste Klasse zu nutzen. Bei Flugreisen ist 

er berechtigt, die Business Class zu wählen. Die nachgewiesenen Taxikosten erstattet die 

Gesellschaft. Dem Geschäftsführer steht ein Anspruch auf Aufwendungsersatz nur zu, 

wenn er im Einzelfall durch Vorlage von Rechnungen, die den jeweils gültigen steuerrecht-

lichen Vorgaben genügen, die Entstehung der Kosten nachweist und schriftlich jeweils den 

betrieblichen Anlass darlegt. 

b) Der Geschäftsführer hat Anspruch auf Erstattung derjenigen Kosten, die durch Geschäfts-

essen erforderlich werden und die er verauslagt hat. Der Geschäftsführer ist nur berechtigt, 

seinen Ehegatten auf Kosten der Gesellschaft zu Geschäftsessen einzuladen, wenn auch der 

Geschäftspartner mit Ehegatten erscheint oder wenn die Gesellschaft vorher zustimmt. Die 

Erstattung erfolgt gegen Vorlage der Rechnung der Bewirtung, der Benennung der Teilneh-

mer und des Anlasses der Bewirtung. 

c) Der Geschäftsführer erhält auf Kosten der Versicherung ein Mobiltelefon, das er in ange-

messenem Rahmen für private Zwecke nutzen darf. 

 

7. Versicherungsschutz 

 



a) Die Gesellschaft schließt zugunsten des Geschäftsführers für die Dauer des Dienstverhält-

nisses eine Unfallversicherung, die ebenfalls Unfälle des privaten Bereichs abdeckt, mit 

folgender Deckungssumme ab: 

- Für den Todesfall: (…) € 

- Für den Invaliditätsfall: (…) € 

Bezugsberechtigt aus der Versicherung sind im Invaliditätsfall der Geschäftsführer, im To-

desfall die von ihm benannten Personen, bei Fehlen einer solchen Bestimmung seine Er-

ben. Soweit Prämien der Unfallversicherung der Lohnsteuer unterliegen, trägt diese der 

Geschäftsführer. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Unfallversicherung im Rahmen einer 

Gruppenunfallversicherung abzuschließen. 

b) Die Gesellschaft übernimmt für die Dauer des Anstellungsvertrages die Kosten der Kran-

kenversicherung des Geschäftsführers. Unterliegen die Beitragszahlungen der Einkom-

menssteuer, trägt diese der Geschäftsführer. 

c) Die Gesellschaft schließt für die Dauer des Anstellungsverhältnisses eine D&O-Versiche-

rung einschließlich Manager-Rechtsschutzversicherung zugunsten des Geschäftsführers 

entsprechend den anliegenden Versicherungsbedingungen ab.  

 

8. Urlaub 

 

Der Geschäftsführer erhält einen Jahresurlaub von 30 Arbeitstagen, den er im Interesse der 

Erhaltung seiner Arbeitskraft verwenden wird. Der Geschäftsführer ist daher verpflichtet, min-

destens die Hälfte des Jahresurlaubs zusammenhängend zu nehmen. Jahresurlaub von 15 Tagen 

oder mehr ist im Einvernehmen mit den Gesellschaftern unter Berücksichtigung der betriebli-

chen Belange festzulegen. Kürzere Urlaubszeiten wird der Geschäftsführer den Gesellschaftern 

anzeigen. Eine Abgeltung des Urlaubsanspruches in Geld ist ausgeschlossen. 

 

9. Diensterfindungen 

 

a) Die Rechte an etwaigen patentfähigen Diensterfindungen, sonstigen technischen Entwick-

lungen und rechtlich schutzfähigen Arbeitsergebnissen des Geschäftsführers gehen mit ih-

rer Entstehung auf die Gesellschaft über, ohne dass es einer gesonderten Erklärung des Ge-

schäftsführers oder der Gesellschafter bedarf. 

b) Der Geschäftsführer ist verpflichtet, die Gesellschaft unverzüglich und schriftlich über alle 

schutzfähigen Arbeitsergebnisse im Sinne dieser Bestimmung zu informieren, um ihr die 

Wahrung ihrer Rechte zu ermöglichen. 

c) Die Vergütung wird nach den Bestimmungen des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen 

(ArbNErfG) in der jeweils gültigen Fassung sowie den hierzu ergangenen „Richtlinien für 

die Vergütung von Arbeitnehmererfindungen im privaten Dienst“ behandelt. 

 

 



10. Verschwiegenheitspflicht, Herausgabe von Unterlagen 

 

a) Der Geschäftsführer ist verpflichtet, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie wirtschaft-

liche Angelegenheiten vertraulicher Natur geheim zu halten und ausschließlich für betrieb-

liche Zwecke zu verwerten. Diese Verpflichtung gilt auch gegenüber Firmenangehörigen. 

Sie erstreckt sich ferner auf alle Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse von Unternehmen, mit 

denen die Firma wirtschaftlich oder organisatorisch verbunden ist, sowie auf alle Geschäfts- 

und Betriebsgeheimisse von Kunden, Interessenten und Lieferanten. Geheimzuhalten ist 

auch die Höhe der dem Geschäftsführer gezahlten Bezüge. Die Verschwiegenheitspflicht 

gilt auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses. Sollte die nachvertragliche Verschwie-

genheitspflicht den Geschäftsführer in seinem beruflichen Fortkommen unangemessen be-

hindern, hat der Geschäftsführer gegen die Firma einen Anspruch auf Freistellung von die-

ser Pflicht. 

b) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses sind alle dem Geschäftsführer überlassenen Fir-

menunterlagen an die Gesellschaft zurückzugeben. 

 

11. Salvatorische Klausel 

 

An die Stelle der nichtigen oder unwirksamen Bestimmung soll eine Regelung treten, die deren 

Sinn und Zweck in rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht so weit wie möglich entspricht. 

Dies gilt für Vertragslücken entsprechend. 

 

12. Ausschlussklausel 

 

Ansprüche aus dem Dienstvertrag und dem organschaftlichen Geschäftsführerverhältnis – 

gleich aus welchem Rechtsgrund und mit Ausnahme von Schadensersatzansprüchen, die auf 

vorsätzlicher Handlung beruhen – können nur binnen einer Frist von drei Monaten ab Kündi-

gung des Geschäftsführervertrages gemacht werden. Die Geltendmachung bedarf der Schrift-

form. 

 

13. Rechtswahl, Gerichtsstand 

 

a) Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

b) Für den Fall, dass der Geschäftsführer keinen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 

hat, vereinbaren die Parteien (…) [Sitz der Gesellschaft] als ausschließlichen Gerichtsstand. 

Gleiches gilt, wenn der Geschäftsführer seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort 

ins Ausland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt der 

Klage unbekannt ist. 

c) [Bei mehrsprachiger Ausführung]: Der vorliegende Vertrag wird in einer deutschen und in 

einer (englischen, …) Fassung ausgefertigt. Im Falle einer streitigen Vertragsauslegung ist 

die deutsche Fassung maßgeblich. 



d)  


